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Der Bundesminister für 

Jugend, Familie und Gesundheit Bonn-Bad Godesberg, den 15. April 1970 

S 8 - 511 519/2 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kostenlose Einrichtung von Fernsprechhaupt- hzw. 

Zweitansdilüssen im Rahmen der Altenhilfe 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Blumenfeld, Rösing, 
Orgaß, Zink und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/473 - 


Die Kleine Anfrage 


Erklärt sich die Bundesregierung für den Fall, daß insbesondere 
großstädtische Gemeinden wie z. B. Hamburg mit einigen tausend 
potentiellen älteren Fernsprechteilnehmern um Unterstützung aus 
Bundesmitteln bitten, um ihrer sozialhelferischer Verpflichtung zur 
Übernahme der Installations- und Grundgebühren für Fernsprech- 
haupt- bzw. Zweitanschlüsse nachkommen zu können, bereit, Be- 
teiligungsmittel für die Verwirklichung des Vorhabens der betref- 
fenden Gemeinden bereitzustellen, ggf. auch aus dem Etat anderer 
Ressorts als dem des Bundespostministeriums? 

beantworte ich wie folgt: 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat in 
letzter Zeit wiederholt in Fragestunden des Deutschen Bundes- 
tages darauf hingewiesen, daß sich die Deutsche Bundespost als 
wirtschaftliches Unternehmen nicht in der Lage sehe, von der 
Erhebung der Einrichtungsgebühren von Fernsprechanschlüssen 
für alleinstehende alte Menschen abzusehen oder die Fern- 
sprechgebühren für diesen Personenkreis zu ermäßigen. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß ein Fern- 
sprechanschluß in zahlreichen Fällen ein geeignetes Mittel ist, 
den älteren Menschen die Weiterführung eines selbständigen 
Haushalts zu ermöglichen und ihn vor Vereinsamung zu schüt- 
zen. Sie sieht jedoch keine Möglichkeit, Mittel des Bundes für 
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diesen Zweck bereitzustellen. Eine finanzielle Hilfe aus öffent- 
lichen Mittel kann indessen in Betracht kommen, wenn ein 
älterer Mitbürger die Kosten eines Fernsprechers nicht selbst 
bestreiten kann. Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung 
mit der Begründung des in der Kleinen Anfrage zitierten Urteils 
der Meinung, daß die Träger der Sozialhilfe in einem solchen 
Fall im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermessens nach § 75 des 
Bundessozialhilfegesetzes gehalten sind zu prüfen, inwieweit 
die Kosten für den Anschluß und die Unterhaltung eines Fern- 
sprechers getragen werden können, wenn er ein geeignetes 
und notwendiges Mittel zur Überwindung von altersbedingten 
Schwierigkeiten und zur Verhinderung der Vereinsamung ist 
und die übrigen Voraussetzungen des Bundessozialhilfegesetzes 
erfüllt sind. 


Käte Strobel 



